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Ergebnis der externen Vernehmlassung

1 Abklrzungen

Damit im Text mit Abkiirzungen gearbeitet werden kann, werden hier die Abkurzungen aller
Vernehmlassungsteilnehmenden aufgefihrt.

1.1 Parteien

FDP FDP.Die Liberalen

Die Mitte Die Mitte

GN Griine Nidwalden

SP Sozialdemokratische Partei
SVP Schweizerische Volkspartei
GLP Grinliberale

1.2 Politische Gemeinden

BEC Beckenried

BUO Buochs

EMT Emmetten

EBU Ennetbirgen

EMO Ennetmoos

HER Hergiswil

ODO Oberdorf

STA Stans

SST Stansstad

WOL Wolfenschiessen

1.3 Schulgemeinden

SODO Schulgemeinde Oberdorf
SSST Schulgemeinde Stansstad
1.4 Organisationen

VSL Verein Schulleiterinnen und Schulleiter Nidwalden
LPV Lehrpersonenverband Nidwalden
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2 Einleitung

Mit Beschluss vom 5. Dezember 2023 verabschiedete der Regierungsrat den Revisionsent-
wurf des Gesetzes Uber die Volksschule und weiterer Erlasse zuhanden der Vernehmlassung.
Die konkreten Fragestellungen betrafen:

- die Einfuhrung eines Tagesschulangebotes an der Heilpadagogischen Schule Stans,

- das Genehmigungsverfahren von Schulbauten sowie die Kompetenz zum Erlass eines
Reglementes fur die Benlitzung der Anlagen fiir ausserschulische Zwecke,

- die Neuorganisation der Sonderpadagogik in Zentrum fur Sonderpadagogik (ZSP) mit
den Abteilungen Heilpddagogische Schule (HPS), Heilpddagogische Friherziehung
(HFE), Psychomotorik (PMT) sowie in Schuldienste Nidwalden (SD NW) mit den Ab-
teilungen Schulpsychologischer Dienst (SPD), Psychomotorik (PMT) und Logopadie
(Logo) sowie

- die Klarung der Elternbeitrdge im Rahmen des obligatorischen Schulunterrichts.

3 Gesamturteil

Bis Mitte Marz 2024 gingen auf der Staatskanzlei 20 Stellungnahmen ein, die im vorliegenden
Bericht ausgewertet wurden. Es wird festgestellt, dass die Einfiihrung eines Tagesschulange-
botes an der HPS, die Neuorganisation der Sonderpadagogik, das Genehmigungsverfahren
von Schulbauten und die Kompetenz zum Erlass eines Reglementes fur die Benltzung der
Anlagen fur ausserschulische Zwecke, sowie die Klarung der Elternbeitrage im Rahmen des
obligatorischen Schulunterrichts einstimmige bis grossmehrheitliche Zustimmung erfahren.

4 Auswertung der Vernehmlassung

4.1 Auswertung der Ruckmeldungen

Frage 1: Wie stellen Sie sich zum Entscheid des Regierungsrates, die Tagesschulbetreuung
an der Heilpadagogischen Schule umzusetzen?

Teilnehmer
Vernehmlassung (T

DP
Die Mitte
SVP
GN
SP
GLP
BEC
BUO
EMT
EBU
EMO
HER
oDO
STA
SST
WOL
SODO
SSST
LVN
VSL
Resultat

Ja X[X|X|X|X|X[X]|X[|X[X]|X[X]|X]|X]|X]|X|X]|X[X]|X]20

Nein 0
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Der Entscheid des Regierungsrates zur Umsetzung eines Tagesschulangebotes an der Heil-
padagogischen Schule wird einstimmig durch die Vernehmlassungsteilnehmenden begrisst.
Der Regierungsrat mdchte die Tagesschulbetreuung definitiv einfihren.
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Bemerkungen

Wer

Stellungnahme

Die schulergénzende Betreuung ist auch fur Kinder
mit besonderen Bedirfnissen angezeigt. Die Verein-
barkeit von Erwerbstatigkeit und Familie istinsbeson-
dere fur Erwerbstétige schwierig.

FDP, Die Mitte, SP,
GN, GLP, BEC, STA,
WOL

Es ist anzustreben, dass die ausserschulische Be-
treuung maoglichst kostendeckend angeboten werden
kann.

FDP, BUO

Die Absicht, die Betreuung in den Klassenzimmern
anzusiedeln, wird als problematisch angesehen. Es
sollten andere Lésungsansatze gesucht werden.
Die Mitte

Es soll gepriift werden, ob die Betreuung auch am
Mittwochnachmittag durchgefiihrt werden kann.
Dies gilt auch fir die Ferienzeiten.

Eltern, die im Teilzeitpensum arbeiten, kénnen wohl
nur in hochst seltenen Fallen wahrend 14 Schulwo-
chen die Kinderbetreuung tibernehmen. Betreuung
wahrend den Ferien fiir externe Institutionen ist
wohl nicht realisierbar.

GN, GLP, WOL

Die Betreuungszeiten sind nicht klar definiert.
WOL, GLP

Eine spatere Aufnahme als jeweils der 16. Juni
sollte auch mdglich sein.

WOL

Die Tarifstrategie wird den unterschiedlichen Ein-
kommensverhaltnissen von Familien nicht gerecht. WOL

Priifung einkommensabhéangiger Tarif

GLP

Eine Abmeldung muss auch wéahrend des Schuljah-

res mdoglich sein. WOL

Zustimmung.

Ein entsprechendes Angebot wird mit
der vorliegenden Revision geschaffen.

Ablehnung.

Die Betreuung der Kinder an der HPS
Nidwalden wird nicht kostendeckend
sein.

Es ware unfair gegeniiber der Betreu-
ung anderer Kinder und Jugendlichen,
einen héheren Beitrag bei den Eltern zu
verlangen.

Zustimmung.

Geplant ist kurzfristig die Flihrung der
Tagesbetreuung in zwei Fachzimmern,
l&ngerfristig besteht aus heutiger Sicht
der Einbezug des Nachbargebaudes mit
dem Wegzug der Stiftung Weidli.

Kenntnisnahme.

Es besteht ein Angebot fiir die Ferien-
betreuung in den Gemeinden HER, STA
und SST, welches von allen Lernenden
aus Nidwalden genutzt werden kann. Es
steht auch den Lernenden der HPS zur
Verfugung. Es wird geprift, ob spater
das Angebot der HPS erweitert werden
sollte.

Ablehnung.

Aus Sicht des Regierungsrates sind die
Betreuungszeiten definiert.

Kenntnisnahme.

In den Vorgaben kénnen nur allgemeine
Vorschriften festgelegt werden. Dazu
gehdren unter anderem Aufnahmebe-
dingungen. Um die Angebote sicherstel-
len zu konnen, ist der 16. Juni bereits
sehr herausfordernd angesetzt, weil ggf.
die Personalsuche dann erst beginnen
kann.

Ablehnung.

Der Tarifschliissel wird als fair betrach-
tet.

Ablehnung.

Dies wurde im Vorfeld gepriift, jedoch
die administrative Belastung als zu
gross empfunden.

Kenntnisnahme.

Eine begriindete Abmeldung ist immer
maglich. Es kdnnen auch Austritte sein.
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Der Stundenlohn fiir Assistenzen von CHF 36.- ist
zu tief.

Die Tagesschulbetreuung bietet die notwendigen
Strukturen.

Das Angebot der ausserschulischen Betreuung in
Art. 35i ist aus Sicht der GLP ungeniigend.

Die Einfiihrung eindeutig festgelegter Betreuungs-
zeiten, die ausdricklich die Mittagszeit einschlies-

Wer

WOL

SP

GLP

Stellungnahme

Ablehnung.

Der Stundenlohn entspricht der gangi-
gen Praxis und dem Lohnband der kan-
tonalen Personalverordnung.

Zustimmung.

Kenntnisnahme.

Die Aufnahme weiterer Bedirfnisse
kann zu einem spéteren Zeitpunkt ge-
priift werden.

Kenntnisnahme.

sen, wird beflirwortet. GLP Die Mittagszeit an der HPS ist bereits
aktuell eine betreute und verpflichtende
Zeit firr die Lernenden.

Im Rahmen einer Gesamtrevision der Bildungsge- Kenntnisnahme / Ablehnung.

setzgebung soll geprift werden, inwiefern die Fih-

rung von Lerngruppen effizienter gestaltet werden Die effiziente Fuhrung von Lermngruppen

kann. Der Gemeinderat sieht die Regelung der aus- EMT ist eine standige Aufgabe der Bildungs-

serschulischen Betreuung in der Verordnung als zu direktion. Eine Anpassung der Regelun-

starr. gen der ausserschulischen Betreuung
ist maglich.

- Der Taxidienst fur die Kinder soll auch gewahrleistet
sein, wenn das ausserschulische Angebot bean- Zustimmung.
sprucht wird. Dieser Dienst miisste konsequenter- GLP

weise auf die ausserschulische Betreuungszeiten
angepasst werden.

Dies wird so umgesetzt.

Frage 2: Sind Sie damit einverstanden, dass der Regierungsrat kein Genehmigungsverfahren
von Schulbauten durchfuhrt?

(5] =
. = 0 g
Teilnehmer o £ a > 4 00 0 E DO x 0 <« - 2 g §H z o =

= ®)
Vernehmlassing © 3 » O 9 0 8 @ o B & T 6 b & = 2 & =1 §
a (14
Ja XIX[X[X[X[X]|X|X]|X[X]|X[X]|X[X]|X]|X[|X]|X|[X]|X]| 20

2 Nein

Enth. 0
Bem. X XX X X X X X 8

Kein Genehmigungsverfahren von Schulbauten mehr durchzufihren, wird einstimmig durch
die Vernehmlassungsteilnehmenden begriisst. Der Regierungsrat mochte fortan kein Geneh-
migungsverfahren flr Schulbauten mehr durchfihren.

Bemerkungen
Wer Stellungnahme
- Die Genehmigungspflicht ist nicht mehr zweckméssig und FDP, GN, Zustimmun
schlissig. BEC, EMT, g
STA, VSL
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Wer

- Es sollen weiterhin Richtlinien fir Schulbauten bestehen.

GN

- Es sollen weiterhin kantonale Sicherheitskriterien und Mindest-
standards fur Schulbauten ausgearbeitet werden. (SP)
- Die Vorgaben sollen durch Minimalstandards ersetzt werden.

(woL)

SP, WOL

Stellungnahme

Ablehnung.

Der Bau von Schulanlagen obliegt
den Gemeinden, so dass auf Richt-
linien fir Schulbauten verzichtet
werden kann.

Ablehnung.

Der Bau von Schulanlagen bezlg-
lich Qualitét obliegt den Gemein-
den, so dass auf kantonale Sicher-
heitskriterien und Mindeststandards
verzichtet werden kann.

Frage 3: Sind Sie damit einverstanden, dass die Kompetenz fir die Benlitzung von Anlagen
fur ausserschulische Zwecke der Gemeindeversammlung obliegen soll?
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Der Entscheid des Regierungsrates, die Kompetenz zur Benltzung von Anlagen flr ausser-
schulische Zwecke der Gemeindeversammlung zu Ubertragen, wird grossmehrheitlich durch
die Vernehmlassungsteilnehmenden geteilt. Der Regierungsrat halt deshalb daran fest.
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Bemerkungen
Wer Stellungnahme
- Die Kompetenz zum Erlass eines Reglements fiir die Be- Ablehnung.
nutzung von Anlagen fur ausserschulische Zwecke soll
beim Gemeinderat liegen. Reglemente werden geméss kantonalem
Recht durch die Gemeindeversammlung
erlassen. Eine direkte Ermachtigung im
kantonalen Recht fir Erlasse des Ge-
meinderats ist dusserst selten.
Zudem ist zu beachten, dass mit dem
neuen Gemeindegesetz das fakultative
Referendum gegen Verordnungen des
Gemeinderates abgeschafft wird. Wiirde
FDP, Die in der kantonalen Gesetzgebung der Ge-
Mitte, EMT, meinderat zum Erlass einer Verordnung
STA ermachtigt, hatte die Gemeindeversamm-
lung kiinftig keinerlei Mitspracherecht
mehr. Dies wére ein zu starker Eingriff in
die Gemeindeautonomie. Die Gemeinden
sollen grundsatzlich eigensténdig ent-
scheiden konnen, was die Gemeindever-
sammlung und was der Gemeinderat ge-
nerell-abstrakt regeln darf. Detailfragen
kénnen im Rahmen einer sog. Delegati-
onsnorm im Reglement immer noch an
den Gemeinderat delegiert und in Form
einer Verordnung des Gemeinderates ge-
regelt werden.
- Die Kompetenz zum Erlass eines Reglements fiir die Be- Kenntnisnahme / Zustimmung.
nitzung von Anlagen fur ausserschulische Zwecke ist be-
reits heute im Kompetenzbereich der Gemeindeversamm- Die Gemeinde kann ein Reglement erlas-
lung. Es wird als wenig sinnvoll erachtet, fir die Nutzung sen, sie ist jedoch nicht dazu verpflichtet.
der Schulanlagen ein eigenes Reglement zu erlassen. Es DAL, BEC Es ist der Gemeinde unbenommen, noch
muss weiterhin mdglich sein, dass die Gemeinde selbst be- weitere Gemeindeanlagen (z.B. ein Ge-
stimmen kann, was sie in einem Benltzungsreglement al- meindesaal, Gemeindeplatz) den Regeln
les regeln will. des Benlitzungsreglements zu unterwer-
fen.
- Im Interesse eines niederschwelligen demokratischen Pro- GN. BUO
zesses ist die vorliegende Variante (Gemeindeversamm- ’ WOL’ Zustimmung.
lung) sinnvoll und erhdht die Akzeptanz.
- Der Entscheid durch die Gemeindeversammlung ergibt Zustimmung.
eine gréssere Akzeptanz. Wichtig ist, dass dies nicht in ei-
nem separaten Reglement erfolgen muss, sondern tber 0Do Es ist der Gemeinde unbenommen, noch

die gesamten Anlagen der Gemeinde ein Reglement er-
stellt werden kann.

weitere Gemeindeanlagen (z.B. ein Ge-
meindesaal, Gemeindeplatz) dem Beniit-
zungsreglement zu unterwerfen.
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Frage 4: Sind Sie damit einverstanden, dass die Sonderpadagogik neu in "Schuldienste
Nidwalden" und "Zentrum fur Sonderpadagogik” organisiert wird?

(0]
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Der Entscheid des Regierungsrates die Sonderpadagogik in Schuldienste und Zentrum fir
Sonderpadagogik zu organisieren wird grossmehrheitlich durch die Vernehmlassungsteilneh-
menden gestitzt. Der Regierungsrat halt an der Neuorganisation der Sonderpadagogik in

Schuldienste und Zentrum fuir Sonderpadagogik fest.

Bemerkungen
Wer Stellungnahme
Die Aufteilung in Schuldienste und Zentrum fir Sonderpadago- FDP, SP, BEC,
gik ist sinnvoll. Der Austausch zwischen den Schulgemeinden BUO, EMT, HER, Zustimmung.
und dem Zentrum ist wichtig. STA
Wie andere Kantone zeigen, ist dieser Aufteilungsschritt mog- Kenntnisnahme.
lich. Es drangt sich jedoch eine breit abgestitzte Auseinander-
setzung Uber die Sonderpadagogik auf. Es ist vorgesehen, die Sonder-
padagogik zusammen mit wei-
teren Themen der Volksschul-
bildung im Rahmen einer
GN iy
Gesamtrevision anzugehen.
Der Grundsatzentscheid zur
Gesamtrevision der Bildungs-
gesetzgebung ist noch nicht
durch den Regierungsrat be-
schlossen worden.
Die Mehrkosten fur die Neuorganisation sind zu tief angesetzt. Kenntnisnahme.
Mehrkosten entstehen in der
WOL Sonderpadagogik nicht durch

die Neuorganisation, sondern,
weil die Bedurfnisse und Ange-
bote ansteigen.
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Frage 5: Sind Sie damit einverstanden, dass die Kostenbeteiligung der Eltern fur die Verpfle-

gung neu geregelt wird?
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Der Entscheid des Regierungsrates, die Kostenbeteiligung der Eltern fir die Verpflegung neu
zu regeln, wird durch Vernehmlassungsteilnehmenden grossmehrheitlich gestiitzt. Der Regie-
rungsrat halt an der Neuregelung der Kostenbeteiligung fur Verpflegung der Eltern fest und
erhoht den Betrag gemass Antrag aus der Vernehmlassung auf CHF 16.-.

Bemerkungen
Wer Stellungnahme
Die Anpassung an die Rechtsprechung des Bundes- FDP, GN, SP,
gerichts ist sinnvoll. GLP, BEC, STA, Zustimmung.
WOL

Die Beitragshohe in § 2 Abs. 1 Ziff. 2 VSV misste kon- Zustimmung.
sequenterweise auf CHF 16.- erhdht werden.
Ein Hoéchstbetrag von CHF 10.- ist zu tief. Der Betrag Der Elternbetrag fiir die Verpflegung der
sollte auf CHF 16.- festgelegt werden. FDP. BUO Kinder und Jugendlichen wird neu auf maxi-

EMT’ HER’ mal CHF 16.- festgelegt. Es wird darauf hin-

Die Budgetierung der Gemeinden fir obligatorische
Anlasse wird als willkirlich empfunden. Die Beitrage
mussten um 50 % angehoben werden. Die Betrage
sind fur «Randgemeinden» zu tief angesetzt.

Die Schulen laufen mit dieser Anderung Gefahr, dass
das wertvolle ausserschulische Lernen aufgrund feh-
lender Finanzen massiv reduziert wirde.

WOL

GLP, WOL

GLP, WOL

gewiesen, dass es sich dabei um einen Ma-
ximalbetrag handelt; der Betrag ist abhangig
vom Alter der Kinder und Jugendlichen. Als

Richtgrdsse gilt auf Stufe Primarschule gem.
Bundesgerichtsentscheid CHF 10.-.

Kenntnisnahme.

Die Budgetierung der Betrage fiir obligatori-
sche Schulanlasse obliegt den Gemeinden.
Die angegebenen Budgetbetrage sind als
Richtschnur zu verstehen und keine Vor-
gabe.

Kenntnisnahme.

Der Regierungsrat ist sich des wertvollen
ausserschulischen Lernens sehr bewusst
und unterstutzt die Durchfihrung dieser An-
lasse im Grundsatz. Da jedoch die Volks-
schulkosten durch die Gemeinden getragen
werden, sind diese auch durch die Ge-
meinde zu verantworten. Es sei vermerkt,
dass die Museumsbesuche in Nidwalden
gratis sind.
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Wer Stellungnahme
- Forderung: Hohere Beitrédge kénnen nur fur freiwillige Zustimmung.
Schulanléasse im Einvernehmen mit den Eltern erhoben
werden. (WOL) GLP. WOL Der Passus freiwillige Schulanlasse aus-

- Der Passus sollte fur freiwillige Veranstaltungen wie ’ serhalb der obligatorischen Schulzeiten
Abschlussreisen und Konzerte spezifiziert werden. kann zur Kl&rung beitragen und entspricht
(GLP) gangiger Praxis in den Schulgemeinden.

- Im Fach WAH (Wirtschaft, Arbeit, Haushalt) ist ein Ablehnung.
verbindlicher Fixbetrag fur alle Gemeinden anzustre-
ben. Ein gemittelter Fixbetrag fiir die Gemeinden

WOL ist nicht sinnvoll. Die Gemeinden wissen
préazis, welche Kosten der WAH-Unterricht
im Bereich der Emahrung in ihrer Gemeinde
verursacht.
4.2 Weitere Bemerkungen
6. Weitere allgemeine Bemerkungen
2 © [ = g
Teilnehmer a = & z o & O O E D0 @O <k 5 53 ¢ 24 =
Vernehmlassung Ef%GWS£BEEE¥858§8gEQ§
a 14
6 sem | x| [x| [x[ | [x[ [x[ [ [ [ [ ][ []]s
Wer Stellungnahme

- Die Kosten, die bei den Gemeinden anfallen, wie fur Exkursio- Kenntnisnahme.
nen, Sporttage, Schulreisen, Klassenlager etc. sind unrealistisch
tief budgetiert. Eine Erhebung der bisherigen Kosten bei den In der kantonalen Berechnung
Gemeinden sollte eine Grundlage bieten. Die Mitte sind Klassenlager nicht abgebil-

det. Es obliegt den Gemeinden
fir sich selber eine geeignete
Budgetierung vorzunehmen

- Erste Prioritat soll nach wie vor die integrative Schulungsform Zustimmung.
haben, der Integrationsauftrag soll bestehen bleiben, trotz Fih-
rung von bis zu zwei Lerngruppen Autismus in Obburgen. Gemass kantonaler Bildungsge-

setzgebung ist der Kanton zur In-
tegration verpflichtet. Es gibt aber
GN auch Grenzen dieser Integration.
Diese werden im Einzelfall ge-
priift und es werden entspre-
chende Massnahmen getroffen.
Dabei ist die Separation von Ler-
nenden ein mdglicher Weg.

- Es werden immer wieder Teilrevisionen beim Bildungsgesetz Kenntnisnahme.
resp. deren Verordnungen durchgefiihrt. Eine Gesamtrevision ist
angezeigt. Mit den Fusionen Schulgemein-

den - politische Gemeinde in
Stansstad und Oberdorf kann
EMT, HER, auch eine Revision der Verfas-

DAL

sung und der Bildungsgesetzge-
bung angegangen werden. Der
Grundsatzentscheid zur Gesamt-
revision der Bildungsgesetzge-
bung wurde durch den RR noch
nicht gefallt.
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- Art. 75 Abs. 1 VSG soll abgehoben werden und die Aufgabe der
Schulkommission der HPS sind kritisch zu Uberprifen.

Wer

EMT

Stellungnahme

Ablehnung.

Diese Bestimmungen sind nicht
Teil der Vorlage. Sie werden im
Rahmen einer allfalligen Gesamt-
revision der Volksschulgesetzge-
bung Uberprft.

Regierungsrat

Landammann

Michéle Bléchliger

Landschreiber

lic. iur. Armin Eberli

Auswertungsbericht vom 14. Mai 2024

13/13



	1 Abkürzungen
	1.1 Parteien
	1.2 Politische Gemeinden
	1.3 Schulgemeinden
	1.4 Organisationen

	2 Einleitung
	3 Gesamturteil
	4 Auswertung der Vernehmlassung
	4.1 Auswertung der Rückmeldungen
	4.2 Weitere Bemerkungen


